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Die rechtliche Stellung der Nationalitäten in Beſterreich. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
II. 
(Schluß.) 

Viel kürzer als die Beſtimmungen der Realſchulgeſetzgebung laſſen 
ſich die Normen über die Gymnaſien zuſammenfaſſen, denn dieſe 
ſind einer auf Grund der Verfaſſungscompetenz von 1867 unternommenen 
Reform bis zur Stunde glücklich entgangen. Wäre dies nicht der Fall, 
ſo müßten wir nach Analogie der Volksſchulen mit einem Reichs⸗ 
Gymnaſialgeſetze über die „Grundſätze“ und mit 17 Landesgeſetzen 
über die Durchführung derſelben rechnen; da die Reform aber nicht 
Platz gegriffen hat, ſo iſt die Gymnaſialgeſetzgebung bis heute noch 
eine einheitliche geblieben. 


und Verordnungen“ begonnen, ein Inhaltsverzeichniß ſämmt⸗ 
licher Geſetz- und Verordnungsblätter zu bringen. Mit dieſem 
Verzeichniſſe und mit den in unſerem Blatte, das zugleich das 
Verordnungsblatt des k. k. Miniſteriums des Innern bildet 
in extenso erſcheinenden Verordnungen des k. k. Miniſteriums 
des Innern, ſowie auch mit dem von uns bisher ſchon geſchehenen 
und fortzuſetzenden Abdruck der in beſonderen Kundmachungs⸗ 
medien nicht enthaltenen Erläſſe der Centralſtellen von 
normgebender Bedeutung, ſchaffen wir eine zumal für Praktiker 
höchſt wichtige Ueberſicht über unſer ganzes Normenweſen, wie 
fie von keinem anderen Blatte geboten wird. b 


1800 170 Far demnach zunächſt auf den Organiſationsentwurf von 

Dieſem zufolge war für Schüler eines Gymnaſiums i 
Mutterſprache unbedingt obligater Lehrgegenſtand, die übrigen ne 
ſprachen des Kronlandes, und wenn ſie unter dieſen nicht ſchon begriffen 
war, überdies die deutſche Sprache mußten zwar in jedem Gymnaſium 
gelehrt werden, ſie konnten jedoch den Rang von Obligatfächern nur 
für jene Schüler gewinnen, deren Eltern oder Vormünder es beim 
Eintritt in die Schule verlangten (8 18— 20). Die Unterrichtsſprache 
ſollte nach Maßgabe des Bedürfniſſes der bei jeder Anſtalt betheiligten 
Bevölkerung gewählt werden, in ſprachlich gemiſchten Gymnaſien ſollten 
daher auch zwei Unterrichtsſprachen mit der Sonderung nach Abtheilungen 
oder Lehrgegenſtänden zuläſſig fein ($ 17.) 

Dieſe weitgehende Berückſichtigung des Nationalismus fiel der 
geünderten politiſchen Strömung bald zum Opfer, das a. h. Hand⸗ 
ſchreiben vom 9. December 1854 10) beſtimmte zunächſt, daß die 
deutſche Sprache in allen Gymnaſialclaſſen obligater Gegenſtand ſein 
müſſe und daß der Unterricht überhaupt wenigſtens in den höheren 
Claſſen vorherrſchend in deutſcher Sprache zu ertheilen ſei. 

Aber auch dieſe Organiſation war nicht von Dauer. Mit der 
a. h. Entſchließung vom 20. Juli 1859 16) wurde geſtattet, daß in 
Gegenden, deren Bevölkerung überwiegend einer anderen als der 
deutſchen Sprache angehöre, von der vorherrſchenden Anwendung der 
deutſchen Unterrichtsſprache Umgang genommen werden könne, und nur 
daran wurde ſeſtgehalten, daß nebſt dem in allen Claſſen obligaten 
deutſchen Sprachunterrichte alle nöthigen didactiſchen Mittel anzuwenden 


14) Genehmigt mit kaiſ. Berorbnun vom 16. Sept 

6. g eptember 1849, R. G. Bl. 
15) M.⸗V. vom 16. December 1854, R. G. Bl. Nr. 315. 
16) Vg. d. M. f. C. u. U. 8. Auguſt 1859, R. G. Bl. Nr. 150. 


ſeien, um die Schüler dahin zu bringen, daß fie nach Abſolvirung des 
Gymnaſiums der deutſchen Sprache in Schrift und Rede mächtig ſeien. 

Dies ſind die bis heute giltigen allgemeinen geſetzlichen Grund⸗ 
lagen. Nur in Böhmen und Galizien haben wir die wiederholt 
erwähnten Specialgeſetze zu verzeichnen, welche auch dieſes Gebiet 
berühren und die allgemeinen Grundſätze von 1854 noch weiter zurück⸗ 
drängen. Die Bahn für die Nationaliſirung der Gymnaſien iſt ſomit 
frei und der Hinderniſſe gibt es um ſo weniger, als die Bedingung 
der Errichtung neuer Anſtalten hier bis zu gewiſſem Grade principiell 
feſtſteht. Sobald eine Gymnaſialclaſſe mehr als 50 Schüler zählt, iſt fie 
nach dem Miniſterialerlaſſe vom 11. März 1857, 7) in zwei Ab⸗ 
theilungen aufzulöſen, es iſt ſomit auch in einer ſprachlich gemiſchten 
Bevölkerung der Minorität das Mittel gegeben, um zu einer nationalen 
Gymnaſialbildung zu gelangen. 

Die Gymnaſialvorſchriften gehen in einer Beziehung in der An⸗ 
erkennung der Nationalität ſogar weiter, als die Geſetze über die 
Realſchulen; die Mutterſprache iſt nämlich, wo ſie überhaupt gelehrt 
wird, ſür die Gymnaſialſchüler immer obligat, es iſt nicht möglich, ſich 
dieſem Unterrichte in anderer Weiſe als durch Wechſel des Gymnaſiums 
zu entziehen. Auch von einem Zwange zur Erlernung einer zweiten 
Landesſprache iſt, wenn letztere nicht die deutſche iſt, keine Rede. 
Hingegen hat die deutſche Sprache ihre Anerkennung als Reichsſprache 
an allen Gymnaſien bis zur Stunde behauptet, Böhmen allein ausge⸗ 
nommen, und nur in dieſem Punkte kann vielleicht, inſoweit die Möglich- 
keit noch immer vorliegt, das Deutſche in beſchränktem Umſange auch 
als Unterrichtsſprache zu verwenden, und ferner dort, wo die deutſche 
Sprache zugleich Landesſprache iſt, von einem Widerſpruche mit dem 
Staatsgrundgeſetze noch die Rede ſein. 

Wir treten nun in das Gebiet der Hochſchulen hinüber, zunächſt 
in jenes der hiſtoriſchen Repräſentanten dieſes Studienzweiges, der 
Univerſitäten, ſodann in jenes der verſchiedenartigen techniſchen Inſtitute, 
welche unſer Jahrhundert und zum Theile erſt unſere Tage den 
Univerſitäten an die Seite geſtellt haben. 

Eine jede der öſterreichiſchen Univerſitäten hat ihre eigenthüm⸗ 
liche Geſchichte, ſie ſind alle unter beſonderen hiſtoriſchen Voraus⸗ 
ſetzungen entſtanden, es iſt daher unmöglich, allgemeine Grundſätze der 
Errichtung von Univerſitäten aus dieſen Stiftungen abzuleiten. Der 
große Apparat der Gründung einer Univerſität wird endlich ſo ſelten 
in Bewegung geſetzt, daß die Geſetzgebung, ſo ſehr ſie auch in den 
jüngſten Decennien das Univerſitätsleben von verſchiedenen Seiten ergriffen 
hat, die Bedingungen der Errichtung neuer Univerſitäten zu formuliren 
niemals beſtrebt geweſen iſt. Der einzige Fall einer Univerſitätsgründung, 
welchen unſer Jahrhundert in Oeſterreich zu verzeichnen hat, die Errichtung 
der Univerſität Tſchernowitz, iſt im Wege eines Specialgeſetzes erfolgt 18) 
Bei dieſem Sachverhalte ſehlt jede geſetzliche Grundlage, um auf das 
Princip der nationalen Gleichberechtigung geſtützt, die Gründung neuer 
nationaler Univerſitäten oder die Nationaliſirung beſtehender Univerſitäten zu 
Gunſten einer beſtimmten Nationalität zu verlangen; denn nach unſerer 
Auffaſſung des grundrechtlichen Satzes hat jede nationale Minorität 
das Recht auf eine Lehranſtalt nur unter jenen Bedingungen, unter 
denen eine ſolche der nationalen Majorität zu Theil wird, und dieſe 
Bedingungen ſind hier nirgends feſtgeſtellt. 

Solche Anſprüche werden aber auch thatſächlich nicht beſonders 
häufig erhoben, und zwar aus dem Grunde, weil man es neuen Schö⸗ 
pfungen vorzieht, ſich der alten hiſtoriſchen Bildungsſtätten zu bemäch⸗ 
tigen, dieſe aber gewöhnlich in dem Anſpruchsgebiete mehrerer Nationen 
liegen. Die nationalen Forderungen, welche in den jüngſten Decennien 
im Schooße von Landtagen und Gemeindevertretungen ihren Ausdruck 
fanden, bezogen ſich zunächſt auf die Errichtung von Parallelvorträ⸗ 
gen in den Landesidiomen neben der im Beſitz befindlichen deutſchen 
(beziehungsweiſe an den theologiſchen Facultäten der lateiniſchen) Sprache, 
weitergehende Anforderungen wurden vorzüglich von polniſcher, ſloveniſcher 
und italieniſchen Seite gemacht. Dieſe Bewegung kann noch nicht als 
abgeſchloſſen betrachtet werden, denn die Reſultate derſelben haben keine 
geſetzliche Fixirung gefunden; nur in Tſchernowitz fteht die Unterrichts⸗ 
ſprache geſetzlich ſeſt, hier iſt aber im Widerſpruche mit der nationalen Strö⸗ 
mung gerade die deutſche Sprache in neue Rechte eingeſetzt worden. An 


11) R. G. Bl. Nr. 57. 
18) Geſetz vom 31. März 1875, R. G. Bl. Nr. 40. 
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allen anderen Univerſitäten hat der jetzige Zuſtand ſeine Einſührung durch 
Verordnung gefunden, und zwar in nachſtehender Reihenfolge. 

Zunächſt kam Krakau an die Reihe. Hier, an der alten Jagellonen⸗ 
Univerſität, war die deutſche Vortragsſprache erſt in den Fünfziger 
Jahren eingeſührt worden, hier fiel ſie begreiflicher Weiſe der 
nationalen Strömung zuerſt zum Opfer. Der Miniſterialerlaß vom 
13. Februar 1861, 3. 615 St. M., 1e) beſchränkte auf Grund 
a. h. Entſchließung vom 4. d. g. M. die deutſche Sprache an der 
medieiniſchen Facultät und an der mathematiſch⸗naturwiſſenſchaftlichen 
Abtheilung der philoſophiſchen in der Weſenheit auf die collegia publica, 
in der hiſtoriſch⸗philologiſchen Gruppe wurde, von den germaniſtiſchen 
Vorträgen abgeſehen, ein Parallelismus deutſcher und polniſcher Vor⸗ 
träge angeordnet und an der juridiſchen Facultät ſchließlich eine Thei⸗ 
lung in der Art vorgenommen, daß die allgemeinen Fächer der polni⸗ 
ſchen, die pofitiven öſterreichiſchen und deutſchen Rechtsfächer der deutſchen 
Sprache zugewieſen wurden. Aber auch in dieſer beſchränkten Aus⸗ 
dehnung behauptete ſich das Deutſche nicht, mit der a. h. Ent⸗ 
ſchließung vom 3. October 1868 (Miniſterialerlaß vom 9. October 1868, 
3. 8808) wurde noch das öſterreichiſche Civil⸗ und Strafrecht, dann 
das Handes⸗ und Wechſelrecht polniſchen Vorträgen überlaſſen und die 
Ablegung der Rigoroſen in polniſcher Sprache geſtattet Die Poloniſi⸗ 
rung der Krakauer Univerſität fand endlich ihren Abſchluß mit der Aller⸗ 
höchſten Entſchließung vom 30. April 1870 (Erlaß des Miniſteriums 
für Cultus und Unterricht vom 14. Mai 1870, Z. 4034), durch welchen 
für alle Vorträge der ordentlichen und außerordentlichen Profeſſoren an 
den weltlichen Facultäten mit einziger Ausnahme der Vorträge über 
deutſche Sprache und Literatur die polniſche Sprache genehmigt wurde. 

Ein Jahr ſpäter als in Krakau begann in Lemberg die Natio⸗ 
naliſirung, zunächſt allerdings in einer gegenſätzlichen Tendenz, denn mit 
der a. h. Entſchließung vom 23. März 1862 wurden nicht pol⸗ 
niſche, ſondern zwei rutheniſche außerordentliche Profeſſuren für die Lehr⸗ 
ſächer der judiciellen Staatsprüfung ſyſtemiſirt. Schon bald darauf ſchei⸗ 
nen ſich aber polniſche Vorträge in dieſem Gebiete ausgebreitet zu haben, 
da ein Miniſterialerlaß vom März 1868 die Zulaſſung von Supplen⸗ 
ten für beide Landesſprachen normirt. Im Jahre 1871 ſchließlich, kurz 
nach der letzten poloniſirenden Maßregel in Krakau, wurden alle Beſchrän⸗ 
kungen der Vorträge in polniſcher und rutheniſcher Sprache an der 
juridiſchen und philoſophiſchen Facultät aufgehoben und geſtattet, daß 
Candidaten des Doctorates, ſobald Examinatoren in den zwei Landes⸗ 
ſprachen beſtellt wären, die Rigoroſen in ihrer Mutterſprache ablegen dürf⸗ 
ten. Der ſactiſche Zuſtand iſt ſeitdem unſeres Wiſſens der, daß alle Ordina⸗ 
riate polniſch tradiren und das Rutheniſche daneben eine höchſt ſchwache 
Vertretung findet. Die deutſche Sprache iſt demzufolge gegenwärtig von 
der Lemberger Univerſität, einer öſterreichiſchen Stiftung, ebenſo verdrängt 
wie von der alten polniſchen Hochſchule in Krakau; ein Unterſchied beſteht 
nur darin, daß in Lemberg der deutſche Vortrag nicht grundſätzlich aus⸗ 
geſchloſſen iſt und daher kein Hinderniß im Wege liegen würde, wenn 
man im adminiſtrativen Wege den deutſchen Unterricht, etwa als einen 
mit den Landesſprachen paritätiſchen, wieder einführen wollte. 20) 

Der Ruf nach einer italieniſchen Hochſchule, insbeſondere nach 
einer italieniſchen Rechtsakademie wurde immer lauter erhoben, als mit 
dem Verluſte Veneziens die Univerſität Padua aufgehört hatte, eine öſter⸗ 
reichiſche zu ſein. Dieſen Beſtrebungen wurde von der Regierung, wenn 
auch nur zum Theile, durch Errichtung von italieniſchen Lehrkanzeln, 
beziehungsweiſe Supplenturen, an der juridiſchen Facultät in Innsbruck 
entſprochen. Zunächſt geſchah dies für die rechtshiſtoriſchen Lehrfächer, 
mit der a. h. Entſchließung vom 25. September 1869 wurde 
aber die Vermehrung der italienischen Vorträge unter vorzugsweiſer 
Bedachtnahme auf die Prüfungsgegenſtände judicieller Staatsprüfung 
genehmigt und zu dieſem Zwecke die bezügliche Dotation auf den Betrag. 


15) ©. dieſen Erlaß und die nachfolgenden, nicht ſpeciell nachgewieſenen 
Normen bei Thaa, a. a. O. S. 54 ff. 353357, 611. 

20) Die a. h. Entſchließung vom 4. Juli 1871 verlangt lediglich, daß 
auf die Lehrkanzeln der juridiſchen und philoſophiſchen Facultät in Zukunft nur 
Candidaten berufen werden, welche zum Vortrage in einer der beiden Landes⸗ 
ſprachen vollkommen beſähigt ſind; dies ſchließt aber nicht aus, daß von polni⸗ 
ſchen und rutheniſchen Profeſſoren Vorträge in deutſcher Sprache gehalten werden, 
wie es ja thatſächlich bis 1871 vielſach geſchehen iſt. Daß die Regierung die hier 
vertretene Anſchauung aber nicht theilt, erhellt daraus, daß ſie beſtrebt iſt, den 
deutſchen Unterricht an beiden galiziſchen Univerſitäten in beſchränktem Umfange 
wieder zu beleben. Vgl. Lemayer, Verwaltung der öſterreichiſchen Hochſchulen 
von 1868 bis 1877, S. 143. 
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jährlicher 5000 fl. erhöht. Die Abhaltung der Rigoroſen in italieniſcher Ihr Hätte der deutſche Charakter nur durch das flovenifche Element des 
Sprache, welche im Jahre 1856 in Innsbruck durch einen ſpeciellen ſteiermärkiſchen Landtages ſtreitig gemacht werden können und dieſes 
Miniſterialerlaß abgeſtellt worden war, iſt ſeither dort wieder in Uebung; war hiezu weit zu ſchwach; das Grazer Polytechnikum hat in Folge 
eine italieniſche Abtheilung der juridiſchen Staatsprüfungs⸗Commiſſionen deſſen ſeinen ausſchließlich deutſchen Charakter bis zur Stunde bewahrt. 


hatte in Innsbruck immer beſtanden. 

Bei der excentriſchen Lage von Innsbruck iſt es leicht erklärlich, 
daß auch Graz als Stätte eventueller italieniſcher Vorträge in Frage 
gezogen wurde. So weit kam es nun allerdings nicht, daß italieniſche 
Vorleſungen eingeführt worden wären, die juridiſchen Staatsprüfungs⸗ 
Commiſſionen fungiren aber auch hier in italieniſcher Sprache und für 
die Abhaltung von italieniſchen Rigoroſen und Colloquien ſind an der 
juridiſchen Facultät gleichfalls ſpecielle Vorkehrungen getroffen. In Wien 
war die italieniſche Sprache nie über die juridiſchen Staatsprüfungen 
vorgedrungen und auch dieſe Conceſſion iſt durch den Erlaß des Miniſters 
für Cultus und Unterricht vom 14. April 1877 22) zurückgenommen worden. 

Sowie Graz im Bereiche der italienischen Beſtrebungen lag, jo 
befand es ſich natürlich noch weit mehr in jenem der ſloveniſchen 
Anſprüche. Im Reichsrathe ſowie in den Landtagen ertönten die hierauf 
gerichteten Wünſche und auch dieſe fanden ſchließlich in der a. h. 
Entſchließung vom 29. Juli 1870 22) inſoweit Gehör, als an der juridi⸗ 
ſchen Facultät ſloveniſche Parallelvorträge für die praktiſchen Juſtizfächer 
(mit einer Dotation von 3600 fl. aus dem ſteiermärkiſchen Studienfond) 
in Ausſicht genommen wurden. Ueber die Vorverhandlungen zur Aus⸗ 
führung iſt man aber in dieſem Punkte nie hinausgekommen. 

Am heftigſten war von jeher der Kampf um Prag. Hier ſtan⸗ 
den und ſtehen ſich nämlich nicht Regierung und Petenten, ſondern zwei 
faſt gleich ſtarke Parteien gegenüber, eine jede geſtützt auf den Rück⸗ 
halt einer mächtigen nationalen Strömung, eine jede beſtrebt, in der 
Geſchichte der ein halbes Jahrtauſend zurückreichenden Hochſchule die 
Waffen zum Kampfe zu ſtärken. Die ſtürmiſchen Landtagsverhandlungen 
von 1866, welche der Univerſität mit einem Schlage einen paritätiſchen 
Charakter verſchaffen wollten, haben weit über den Landtagsſaal hinaus⸗ 
geſchallt und werden einen Platz in der national-politiſchen Geſchichte 
Oeſterreichs für lange Jahre behaupten. Zu einem geſetzlichen Abſchluſſe 
iſt die Frage aber auch in Prag bis zur Stunde nicht gelangt, in der ſoeben 
abgelaufenen Landtagsſeſſion iſt die Klage wegen Verletzung der nationalen 
Gleichberechtigung von tſchechiſcher Seite abermals erhoben worden. So 
weit ſind aber die Slaven Böhmens doch gelangt, daß ihre Sprache 
factiſch nahezu der deutſchen gleichſteht, nicht etwa bloß durch Supplenten 
und Extraordinarii, ſondern auch durch ordentliche Profeſſoren vertreten 
iſt und in allen Arten der Prüfungen, entweder ganz oder theilweiſe, 
Anwendung findet. 23) 

Eine grundſätzliche Regelung der Sprachenfrage an den Univerfitäten 
ſteht ſomit noch im weiten Felde, mit vollem Grunde hat der M. E. vom 
9. October 1869 in Sachen der italieniſchen Vorträge in Innsbruck 
die getroffenen Maßregeln nur als proviſoriſche bezeichnet und die 
endgiltige Regelung als Aufgabe „der Reviſion der beſtehenden Studien⸗ 
geſetze“ in Ausſicht geſtellt. 

Einigermaßen anders als bei den Univerſitäten geſtaltete ſich der 
Entwicklungsgang bei den techniſchen Hochſchulen. Dieſe befinden ſich 
erſt ſeit wenigen Jahren ſämmtlich in den Händen des Staates (die 
Anſtalten in Graz und Prag ſind erſt in der Mitte des laufenden 
Decenniums aus den Händen der Landesverwaltung in jene des Staates 
übergegangen), bis dahin waren die Angriffspunkte und damit natur⸗ 
gemäß auch die Angriffsmethode verſchieden. 

In Prag lag die Entſcheidung in der Macht eines Factors, 
der böhmiſchen Landesvertretung, hier hat der Kampf mit dem Siege 
des nationalen Princips auf der ganzen Linie geendet. Zuerſt wurde 
dem tſchechiſchen Elemente ein Platz an der alten techniſchen Anſtalt 
eingeräumt, das paritätiſche Verhältniß geſtaltete ſich aber bald nach 
der Behauptung des deutſchen Theiles des Lehrkörpers zu einer Unter⸗ 
drückung des deutſchen Elementes und ſo ſchritt der Landtag nach 
wenigen Jahren zu der Trennung der Anſtalten in eine deutſche und 
eine tſchechiſche. 

Die techniſche Hochſchule des Joanneums in Graz hat in Folge 
des gleichen Rechtsverhältniſſes das entgegengeſetzte Schickſal gehabt. 


21) V. Bl. Nr. 10. 

20) Vgl. Rechenſchaftsbericht des krainiſchen Landesausſchuſſes in dem Bericht 
über die Verhandlungen der Landtagsſeſſion vom 14. September bis 14. October 
1871, S. 477. 


28) Vgl. Lemayer a. a. O., S. 143 ff. 


Es verbleiben uns demnach nur die Hochſchulen in Wien, Brünn 
und Lemberg als urjprängliche Staatsanſtalten; an der letzteren iſt die 
Poloniſirung faſt gleichzeitig mit der Nationaliſirung der Lemberger 
Univerſität durchgeführt worden, 2) an den zwei erſten hat eine Beeinträch⸗ 
tigung der deutſchen Unterrichtsſprache bis zur Stunde nicht ſtattgeſunden. 

Die techniſchen Hochſchulen ſind ſomit, um zum Schluſſe auf die 
Geſammtheit einen Blick zu werfen, von ſprachlichem Utraquismus, der 
die Univerſitäten mehrfach heimgeſucht hat, völlig frei geblieben, es gibt 
drei deutſche, eine tſchechiſche, eine polniſche, aber keine polyglotte Anſtalt 
an dieſer Gruppe. Eine fernere Eigenthümlichkeit dieſes Zweiges der 
Hochſchulen iſt es, daß die kleinen nationalen Körper wie die Italiener, 
Rumänen, die Slovenen und Ruthenen, welche ſich den Zugang zu den 
Univerſitäten factiſch oder principiell erkämpft haben, hier nicht zugelaſſen 
worden find. 2°) Der Kampf um die techniſchen Anſtalten iſt eben, wie uns 
ſcheint, ein weniger principieller, ein weniger intenſiver, als jener um 
die Univerſitäten, es waltet im techniſchen Unterrichte zu ſehr das 
ſpecifiſch fachliche Intereſſe vor, als daß die nationalen ſich mit voller 
Kraſt geltend machen könnten. 

Wir nähern uns hier immer mehr und mehr jenen Specialſchulen, 
welche, zum Theile von localen Bedürfniſſen beſtimmt, zum Theile 
nur enge Kreiſe jeder Nation berührend, das allgemeine nationale 
Intereſſe nicht wachzurufen vermögen. Es fehlen hier daher auch alle 
allgemeinen geſetzlichen Regelungen, für gewerbliche Fortbildungsſchulen 
und für Handelsſchulen z. B. gibt es nur in Niederöſterreich Landes⸗ 
geſetze, es ſehlt daher auch Object und Vorausſetzung zu einer weiteren, 
ſruchtbringenden Diseuſſion über die in dieſen Punkten mögliche oder 
realiſirte nationale Gleichberechtigung. 

(Berichtig ung.) In der erſten Fortſetzung von Nr. II dieſes Aufſatzes 
(Nr. 50 dieſes Jahrganges der Zeitſchrift) ſoll es in Zeile 8 u. ff. des Textes 
heißen: „Aus den weitläufigen techniſchen Anordnungen über dieſen Punkt ergibt 
ſich für unſere Frage die eine wichtige Thatſache, daß lediglich der Unterricht 
in der Mutterſprache als die obligatoriſche Aufgabe der Volksſchule in allen ihren 
Abſtufungen gilt.“ 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage, was im Sinne des $ 10 des Forſtgeſetzes gegenüber 
dem Weideberechtigten als Schonungsfläche anzuſehen ſei. 

Die von dem Bauerngutsbeſitzer Joſef R. geſchehene Schonungs⸗ 
legung eines Theiles ſeines Jungwaldes „am Köpfl“ Parz. 508, ſowie 
die von dem Bauerngutsbeſitzer Georg E. gleichfalls geſchehene Schonungs⸗ 
legung einiger kleinerer Beſtände der Waldparzellen 508 und 577 wurde 
über Weiſung der Bezirkshauptmannſchaft S. vom 20. Mai 1877 in 
der Gemeinde G., zu welcher dieſe Waldbeſtände gehören, publicirt und 
insbeſondere den weideberechtigten Parteien bekannt gegeben. 

Im Juli, beziehungsweiſe Auguſt 1877 erſtatteten nun die 
beiden genannten Bauerngutsbeſitzer bei der Bezirkshauptmannſchaft 
die Anzeige, daß der Bauerngutsbeſitzer Michael Sch. in G. bei dem 
Weideauftriebe ſeines Viehes letzteres ungeachtet der ausgeſteckten Hege⸗ 
zeichen durch ihre vorerwähnten in Schonung gelegten Beſtände durch⸗ 
getrieben habe und baten um Einleitung der geſetzlichen Amtshandlung. 
Der dieſer zugezogene Forſt⸗Sachverſtändige gab dahin ſein Gutachten 
ab, daß die Schonungslegung des dem Joſef R. gehörigen Waldbeſtandes 
bei feiner Beſtockung mit 3 — d jährigen, 4— 11“ hohen, dem Maule 
des Viehes noch nicht entwachſenen Waldpflanzen und bei ſeiner Größe 
im Verhältniſſe zu dem geſammten Waldbeſitze vollkommen gerechtfertigt 
ſei; daß dagegen die in Schonung gelegten Beſtände des Georg E. bei 
ihrer theilweiſen Grasüberwucherung, ſowie der bereits 2— 30 betra⸗ 
genden Höhe der darauf befindlichen Waldpflanzen einer Schonung um 
ſo weniger bedürftig ſeien, als von einer künſtlichen Aufforſtung dieſer 
Parzellen keine Spur vorhanden ſei. 

Auf Grund dieſes Sachverhaltes fand die Bezirkshauptmannſchaſt 
ſich beſtimmt, mit dem Straferkenntniſſe vom 4. November 1877 den 
Michael Sch. der Uebertretung des 8 60, 3. 8, des Forſtgeſetzes, began⸗ 


24 A. h. Entſchließung vom 26. Auguſt 1871. 
25) Für die Italiener beſteht allerdings die Handels⸗ und nautiſche 
Akademie in Trieſt, dieſelbe iſt aber keine vollkommene Hochſchule. 


gen durch unberechtigten Weideeintrieb von 9 Stück Rindvieh in die 
Schonungsfläche des Joſeſ R. ſchuldig zu erkennen, mit einem Verweiſe 
zu beſtrafen und zu einem Schadenerſatze pr. 4 fl. 56 kr., ſowie zur 
Tragung der Hälſte der Commiſſionskoſten pr. 15 fl. 16 kr. zu ver⸗ 
urtheilen; dagegen denſelben von der ihm ſeitens des Georg E. zur 
Laſt gelegten gleichen Uebertretung loszuzählen und den Georg E. zur 
Tragung der anderen Hälſte der Commiſſionskoften pr. 15 fl. 16 kr. 
zu verurtheilen. 

Gegen dieſe Erkenntniſſe haben ſowohl Michael Sch. als auch 
Georg E. den Recurs an die Landesregierung ergriffen. Georg E. lei⸗ 
tete in feiner Recursausführung aus den über die Schonungslegung vor. 
Waldtheilen im Forſtgeſetze enthaltenen Vorſchriften die Folgerung ab, 
daß Schonungsflächen, ob dieſe nun bereits der Cultur unterzogen und 
mit Waldpflanzungen beſtockt oder auch nur für eine ſolche Cultur 
beſtimmt und der natürlichen Aufforſtung durch Selbſtbeſamung über⸗ 
laſſen find, vor dem Weideeintriebe zu ſchützen ſeien, da ſonſt eine Cul⸗ 
tur, namentlich in letzterer Art und Weiſe, bei einer fortwährenden 
Schädigung derſelben gar nicht erzielt werden könnte; es ſeien übrigens 
auf feinen Schonungsflächen factiſch ſehr gute Nadel- und Laubholz⸗ 
pflanzen vorhanden geweſen, die aber von dem Weideviehe vernichtet 
wurden; nachdem endlich die Schonungsflächen ein Sechstheil ſeines 
geſammten Waldbeſitzes nicht überſteigen, ſeien dieſelben jedenfalls als 
ſolche anzuſehen und wäre daher ſein Anſpruch anf Verurtheilung des 
Michael Sch. zum Schadenerſatze und zur Tragung der vollen Com⸗ 
miſſionskoſten gerechtſertigt. 

Der von der Landesregierung einvernommene Landesforſtinſpector 
bemerkte hinſichtlich des Recurſes des Georg E., daß ſowohl der Aus⸗ 
ſpruch der Sachverſtändigen, als auch die diesfällige Entſcheidung der 
Bezirkshauptmannſchaft correct ſei; denn die eingebildete Schonungs⸗ 
fläche ſei ganz mit Gras bewachſen und jeder ſchonungsbedürftigen Wald⸗ 
pflanze baar; es ſei daher eine natürliche Beſamung vorläufig nicht zu 
hoffen und da auch nicht die geringſte Vorbereitung zur künſtlichen Ver⸗ 
jüngung erſichtlich ſei, ſo erſcheine die Einreihung dieſer Fläche als 
„Schonungsfläche“ im Sinne des § 10 des Forſtgeſetzes unthunlich, da 
hier das Weidevieh weder einem bereits vorhandenen noch erſt anzuzie⸗ 
henden Nachswuchs verderblich werden könne. Schon der Wortlaut 
„Schonungs flächen“ deute darauf hin, daß Schonungsflächen im Sinne 
des § 10 des Forſtgeſetzes nur ſolche ſeien, wo entweder junge Wald⸗ 
pflanzen ſchon zu ſchonen ſeien oder welche durch Vorarbeiten zur Wie⸗ 
derverjüngung, als Wundmachen des Bodens ꝛc. zu ſolchen ſich qualifi⸗ 
eiren; durch Anerkennung von derlei kleinen und zahlreichen „Schonungs⸗ 
flächen“, in welchen nichts als das vorhandeue Gras zu ſchonen ſei, 
wären ſämmtliche Weiderechte mit einem Schlage illuſoriſch und die 
Beſtimmungen der bezüglichen Regulirungsurkunden hinfällig. Es müſſe 
daher der Antrag auf Beſtätigung der Entſcheidung der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft geſtellt werden. 

Die Landesregierung beſtätigte die Enkſcheidung der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft. 

Dagegen recurrirten wieder ſowohl Sch. als E. an das Mini⸗ 
ſterium, und betonte insbeſondere E. in ſeinem Recurſe, daß mit der 
über behördliche Anordnung erfolgten Publication der Schonungs⸗ 
legung ſeiner Waldbeſtände und Ausſteckung der Hegezeichen ſelbe aus 
dem übrigen Waldbeſitze als ausgeſchieden zu betrachten und im Sinne 
der Beſtimmungen des Forſtgeſetzes von jeder Weiderechtsausübung befreit 
waren, ohne Unterſchied, ob auf ſelben ſchon in Folge einer künſtlichen 
Cultur Waldpflanzen vorhanden oder letztere durch die Ueberlaſſung die⸗ 
ſer Flächen der natürlichen Beſamung erſt zu erwarten waren; die gegen⸗ 
theilige Auslegung würde die Forſtenltur unter Umſtänden ganz unmög⸗ 
lich machen. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 28. Juli 1878, 
3. 7930, wie folgt entſchieden: 

„Im Einvernehmen mit dem k. k. Ackerbauminiſterium werden 
die Recurſe des Michael Sch. und des Georg E. als unzuläſſig zurück⸗ 
gewieſen, da erſterer Recurs gegen zwei im Punkte der Schuld und 
Strafe gleichlautende, letzterer gegen freiſprechende Straferkenntniſſe 
gerichtet iſt. In Anſehung der bei Beurtheilung des E. ſchen 
Recurſes ſeitens der k. k. Landesregierung maßgebend geweſenen Aus⸗ 
legung des hier in Betracht gekommenen § 10 des Forſtgeſetzes über 
die Schonungslegung der Wälder wird jedoch im Einvernehmen mit 
dem k. k. Ackerbauminiſterium die k. k. Landesregierung zur Darnach⸗ 
achtung für die Zukunft und entſprechenden Verſtändigung der Bezirks⸗ 
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hauptmannſchaft S. auf Nachſtehendes aufmerkſam gemacht: Da E. die 
Hegelegung der fraglichen Waldpareellentheile der politiſchen Behörde 
angezeigt hat und dieſe Anzeige über behördlichen Auftrag publicirt 
und die betreffende Waldfläche ſodann mit Hegezeichen verſehen worden 
iſt, hat dieſe Fläche allerdings dem Weideberechtigten Sch. gegenüber 
den Charakter einer Schonungsfläche im Sinne des § 10 des Forſt⸗ 
geſetzes erlangt und ſteht daher dem Genannten keinesfalls zu, in 
dieſelbe eigenmächtig Vieh einzutreiben. Wenn Sch. gegen die kund⸗ 
gemachte Hegelegung Einſprache erhoben hätte oder künftighin Einſprache 
erheben würde, und wenn die über eine ſolche Einſprache vorgenom⸗ 
menen Erhebungen zu jenen Reſultaten führen würden, zu welchen 
man bei der am 21. September 1877 vorgenommenen Beaugenſcheinung 
gelangte, daß nämlich weder von einem vorhandenen noch von einem 
anzuziehenden Nachwuchſe die Rede ſein könne, hätte die Behörde 
allerdings der Einſprache des Weideberechtigten Folge zu geben und 
ſomit die Hegelegung nicht zu bewilligen, beziehungsweiſe wieder außer 
Kraft zu ſetzen. Schließlich wird die k. k. Landesregierung eingeladen, 
die politiſchen Behörden I. Inſtanz anzuweiſen, daß von denſelben bei 
Erledigung von Geſuchen wegen Verlautbarung der Ausſteckung der Scho⸗ 
nungsflächen den Gemeindevorſtehungen der Auftrag ertheilt werde, bei 
dieſer Verlautbarung auch auf die geſetzlichen Folgen bei Nichtbeachtung 
der rückſichtlich der Schonungsflächen beſtehenden Beſtimmungen des Forſt⸗ 
geſetzes aufmerkſam zu machen“. 0. 


Zur Frage der Gebundenheit einer Gaſtgewerbs⸗Conceſſion an 
ein beſtimmtes Gebäude. 

Die Bezirkshauptmannſchaft V. ertheilte unterm 24. April 1852 
dem Franz T. in V. das Ausſchankbefugniß mit dem Rechte zum Aus⸗ 
kochen, ohne dieſes Befugniß etwa ausdrücklich auf das ihm gehörige 
Haus Nr. 16/101 einzuſchränken. Franz T. übte das Wirthsgewerbe 
bis zu ſeinem Tode aus, worauf die Witwe die Ausübung des Ge⸗ 
werbsbetriebes fortſetzte. Im Jahre 1859 ging das Haus Nr. 16/101 
aus dem Beſitze der Familie T. in andere Hände über. Die Wittwe 
Cäcilie T. überſiedelte endlich in eine andere Stadt und betrieb von 
dort aus ihr Wirthsgewerbe in V., indem ſie dasſelbe verpachtete. Die 
Pächter übten das- Gewerbe- in verſchiedenen von ihnen gemietheten 
Localitäten aus und wurde eine von dem im Hauſe Nr. 134 zu V. 
eingemietheten Pächter Joſef S. geſchehene Erneuerung der Pachtung 
der Conceſſion der Wittwe T. von der Bezirkshauptmannſchaft in V. 
am 13. November 1876 behördlich genehmigt. 

Im Jahre 1877 jedoch überreichte der Pächter der T. ſchen 
Conceſſion Joſef S. bei der Bezirkshauptmannſchaft B. ein Geſuch um 
die Verleihung einer Conceſſion zum Betriebe des Wirthsgewerbes mit 
der Betriebsſtätte eben im Hauſe Nr. 134. 

Die Bezirkshauptmannſchaft verweigerte dem Joſef S. die ange⸗ 
ſuchte Conceſſion aus dem Grunde, weil der Bedarf an Wirthsgewerben 
in V. hinlänglich gedeckt ſei und durch eine Vermehrung der Wirths⸗ 
gewerbe die polizeiliche Ueberwachung bedeutend erſchwert werde. 

Dem von Joſeſ S. gegen dieſe Entſcheidung ergriffenen Recurſe 
wurde von der Landesregierung unterm 30. November 1877 in der 
Erwägung, daß Cäcilia T. nicht berechtigt iſt, die ihrem Gatten ſür 
das Haus 16/101 verliehene Conceſſion in einem anderen Haufe aus⸗ 
zuüben, daß ſomit durch die Verleihung der Gaſt⸗ und Schankgewerbs⸗ 
Conceſſion für das Haus Nr. 134 in V. an den Recurrenten eine Ver⸗ 
mehrung dieſer Gewerbe daſelbſt nicht eintritt, und endlich, daß gegen 
die Perſon des Geſuchſtellers keinerlei Bedenken vorliegen — Folge 
gegeben und die Bezirkshauptmannſchaft angewieſen, dem Joſeſ S. die 
angeſuchte Conceſſion zu ertheilen und in Hinſicht der Beſchränkung der 
Gewerbsausübung der Cäcilia T. das Amt zu handeln. 

Die Conceſſion für S. wurde ausgefertigt und an die Wittwe 
Cäcilia T. von der Bezirkshauptmannſchaft unterm 4. December 1877 
das nachſtehende Decret erlaſſen: 

„Nachdem Ihrem verſtorbenen Ehegatten die Conceſſion nur (9) 
für das Haus Nr. 161/01 verliehen worden iſt, Ihnen daher im 
Sinne des § 59 der Gewerbeordnung nur das Recht zuſteht, dieſes 
Gewerbe im Haufe Nr. 16/101 fortzuführen, dieſes Haus nunmehr in 
den Beſitz der Den Erben übergegangen iſt, wo ſämmtliche Loca⸗ 
litäten an ſremde Parteien vermiethet ſind, Sie daher ſactiſch nicht mehr 
in der Lage find, im obigen Haufe perſönlich oder durch Verpachtung das 
Wirthsgewerbe auszuüben, ſo wird Ihnen dieſes Wirthsgewerbe entzogen.“ 


Gegen dieſes Erkenntniß wurde ſeitens der Wittwe T. der Recurs 
an die Landesregierung ergriffen. 

Die Landesregierung fand mit Entſcheidung vom 4. April 1878 
dem Recursbegehren, inſoſerne dasſelbe auf Anerkennung der Berechtigung, 
das Gaſt⸗ und Schankgewerbe in V. auf Grund der dem verſtorbenen 
Gatten der Cäcilia T. ertheilten Conceſſion in der bisherigen Weiſe 
fortzuführen, gerichtet ſei, zwar keine Folge zu geben, jedoch die ange⸗ 
fochtene bezirkshauptmannſchaftl. Verfügung in formeller Beziehung dahin 
zu modificiren, daß der Cäcilia T. bedeutet werde, ſie ſei nicht berechtigt, 
das Gaſt⸗ und Schankgewerbe auf Grund der ihrem Gatten Franz T. 
unterm 24. April 1852 für das Haus Nr. 16/101 verliehenen 
Conceſſion perſönlich oder durch Verpachtung in einem anderen als dem 
bezeichneten Hauſe auszuüben. 

Gründe: „Die Gaſt⸗ und Schankgewerbe gehören zu jenen 
conceſſionirten Gewerben, bei deren Verleihung gemäß § 18 der Gew.⸗ 
Ord. nebſt den allgemeinen und beſonderen perſönlichen Erforderniſſen 
auch polizeiliche Rückſichten in Betracht zu ziehen ſind. Vor Allem iſt 
in dieſer Richtung auf die Lage und Beſchaffenheit der Localitäten, 
welche zum Gewerbsbetriebe verwendet werden ſollen, Bedacht zu nehmen, 
da hievon die polizeiliche Ueberwachung, die Sicherheit der Gäſte und 
die Hintanhaltung von — die öffentliche Sittlichkeit und den Auſtand 
— verletzenden Unzukömmlichkeiten abhängt. Hieraus folge der Schluß, 
daß die Conceſſion für Gaſt⸗ und Schankgewerbe ſtets nur für ein 
beſtimmtes Haus mit Rückſicht auf die Eignung der Localitäten desſelben 
verliehen werden könne, ſowie daß das Gewerbe nicht willkürlich in ein 
anderes Haus verlegt, ſondern nur in jenem Hauſe betrieben werden 
dürfe, ſür welches die Conceſſion ertheilt worden iſt; demnach war und 
iſt Cäcilia T. das Wirthshausgewerbe nur im Hauſe Nr. 16/101 perſönlich 
oder im Verpachtungswege auszuüben berechtigt.“ 

Dagegen brachte Cäcilia T. die Miniſterialberufung ein. 


Das k. k. Miniſterium des Innern entſchied unterm 21. Sep⸗ 


tember 1878, 3. 10.542, wie folgt: 


„Das Miniſterium des Innern findet über den Recurs der 


Wittwe Cäcilia T. die Entſcheidung der k. k. Landesregierung vom 
4. April 1878, inſoferne mit dieſer Entſcheidung ausgeſprochen wurde, 
daß die Recurrentin nicht berechtigt ſei, das ihr von ihrem verſtorbenen 
Gatten überkommene Gaſt⸗ und Schankgewerbe auf Grund der dieſem 
letzteren mit dem Decrete der Bezirkshauptmannſchaſt V. vom 24. April 


1852 verliehenen Conceſſion perſönlich oder durch Verpachtung in einem 


anderen, als dem urſprünglich für den Gewerbsbetrieb beſtimmten Hauſe 
Nr. 16 in V 
Recurrentin nicht verweigert werden könne, den Gewerbsbetrieb an einem 
anderen Standort, wenn gegen denſelben nach den Beſtimmungen der 
Gew.-Drd. von Seite der Gewerbsbehörde kein geſetzlicher Anſtand 
gefunden wird, zu übertragen, zumal die Conceſſion vom Jahre 1852 
auf einem beſtimmten Standort nicht lautet, und noch mit dem bezirks⸗ 
hauptmannſchaftlichen Decrete vom 13. November 1876 die Anzeige 
der Verpachtung des beſagten Gewerbes mit einem anderen Standorte als 
dem urſprünglichen nach §S 58 der Gew.⸗Ord. genehmigt worden 5 


Ueber die Frage des Heimatsrechtes und der Staats bürgerſchaft 

jener von ihren ungariſchen Ehegatten gerichtlich geſchiedenen oder 

getrennten Frauen, welche nur durch ihre Verehelichung unga⸗ 
riſche Staatsbürgerinnen geworden find. 

Ueber dieſe Frage hat anläßlich eines Falles das k. k. Miniſte⸗ 
rium des Innern unterm 5. December 1877, Z. 14.593, nachſtehenden 
Erlaß an die k. k. Statthalterei in Wien hinausgegeben: 

„Das königl. ungariſche Miniſterium des Innern hat mit den 
Noten vom 11. Mai 1876, 3. 6065, und vom 8. October 1877, 
3. 40.88 1, die Anerkennung der Zuſtändigkeit der von ihrem nach Rima⸗ 
ſombot zuständigen Gatten Joſef N. gerichtlich geſchiedenen Joſefa N., 
geborenen P., zur Gemeinde Rimaſombot unter Berufung auf die an 
die k. k. Statthalterei mit Schreiben vom 8. Jänner 1876, Z. 63.344, 
abgegebene Erklärung), abermals abgelehnt und insbeſondere rückficht⸗ 
lich der in Erwägung gezogenen Frage über die Staatsbürgerſchaft dieſer 


) Dieſe Erklärung ging dahin, daß nach § 8 des ungar. Geſetzartikels XVIII 
vom Jahre 1871 die Ehefrau nur während des factiſchen Beſtandes der Ehe 
der Zuſtändigkeit ihres Gatten folgt und daher im dem Falle, wenn die Ehefrau 
von ihrem Gatten gerichtlich geſchieden oder getrennt wird, für dieſelbe das 
Heimatrecht ihres Ehemannes, welches nur während des factiſchen Beſtandes der 
Ehe von ihm auch auf ſte übergegangen war, erliſcht. i 


215 


auszuüben, zu beheben und zu erkennen, daß der 


Frauensperſon mitgetheilt, daß Ungarn zwar noch kein die Staatsan⸗ 
gehörigkeit regelndes Geſetz beſitzt, und bis zur Schaffung eines ſolchen 
nach den dieſen Gegenſtand betreffenden bisher in Geltung geweſenen 
Normen vorgegangen wird; der Umſtand aber, daß jene gerichtlich geſchie⸗ 
denen Frauen, die nur durch ihre Verehelichung ungariſche Staatsbür⸗ 
gerinnen geworden ſind, nicht nur der nach ihrem Ehemanne erlangten 
Gemeindeangehörigkeit, ſondern auch der ungariſchen Staatsbürgerſchaft 
verluſtig werden, eine natürliche Conſequenz jener im ungariſchen Gemeinde⸗ 
geſetze enthaltenen geſetzlichen Beſtimmung ſei, welche auf dem Grund⸗ 
ſatze beruht, daß die Ehefrau der Heimatrechte des Gatten, ſomit im 
weiteren Sinne des Wortes auch der Staatsbürgerſchaft desſelben nur 
während des Beſtandes der Ehe theilhaftig bleibt. 

Das genannte königl. ungariſche Miniſterium hat jedoch anläßlich 
eines ähnlichen Falles mit Note vom 28. Auguft 1877, 3. 25.872, 
erklärt, daß es ſich die Schwierigkeiten nicht verhehle, welche aus den 
in dieſer Beziehung mit einander im Widerſpruche ſtehenden Beſtimmun⸗ 
gen der dort⸗ und hierländigen Geſetze den Behörden der im Reichsrathe 
vertretenen Länder erwachſen und hat der Hoffnung Ansdruck gegeben, 
daß ſich in Bälde dergleichen Anſtände nicht mehr ergeben dürften, da 
in dem demnächſt zu ſchaffenden Naturaliſirungsgeſetze auch die Frage 
über die Staatsbürgerſchaſt jener gerichtlich geſchiedenen oder getrauten 
Frauen, die vor ihrer Verehelichung Angehörige eines anderen Staates 
waren, endgiltig geregelt werden wird.“ M. 


Geſetze und Verordnungen. 


Landes⸗Geſetzblatt für das Königreich Böhmen. 1878. 
III. Stück. Ausgeg. am 15. April. N 
| 8. Geſetz vom 18. Februar 1878, wirkſam für das Königreich Böhmen, 
| betreffend die Ausſcheidung der Ortsgemeinden Mezlet und Brzic aus dem Bezirks⸗ 
vertretungsgebiete Königinhof und deren Vereinigung mit dem Bezirksvertretungs⸗ 
gebiete Böhm. ⸗Skalitz. 

9. Verordnung des k. k. Juſtizminiſteriums vom 18. Februar 1878, betref⸗ 
fend die Zuweiſung der Gemeinden Mezlet und Brzie zu dem Sprengel des 
Bezirksgerichtes Böhmiſch⸗Skalitz in Böhmen. 

10. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 27. Februar 
1878, Z. 12.614, mit welcher der böhmiſche Text der Statthaltereikundmachung 
vom 15. November 1877, Z. 63.441, (L. G. Bl. Nr. 82) über die zuläſſige 
Breite der Holzflöſſe auf der Elbeſtrecke von Niedergrund bis zur böhmiſch⸗ſäch⸗ 
fiſchen Landesgrenze berichtigt wird. 

11. Kundmachung der k. k. Finanz⸗Landesdirection für Böhmen vom 
8. März 1878, Z. 7874, betreffend die Auflaſſung der aus Alt⸗Gersdorf in 
Sachſen nach Philippsdorf führenden in die Rumburg⸗Georgswalder⸗Straße ein⸗ 
mündenden Zollſtraße. 

12. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 8. März 1878, 
3. 13.924, betreffend unbefugte Mautheinhebungen. 

13. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 10. März 

1878, 3. 14.173, betreffend die Weiterbemauthung der Egerbrücke in Zieditz, 
14. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 15. März 
1878, Z. 15.097, betreffend die Bemauthung der im Zuge der Velesin⸗Frauen⸗ 
berger Bezirksſtraße gelegenen Maltſchbrücke. 5 

15. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 19. März 
1878, Z. 16.363, betreffend die Bemauthung der Leitomiſchl⸗Sloupnie⸗Wilden⸗ 
ſchwerter Bezirksſtraße bei Hrädek. 

IV. Stück. Ausgeg. am 14. Juni. 

16. Kundmachung der k. k. Berghauptmannſchaft in Prag vom 11. März 
1878, 3. 15.813, betreffend die Feſtſtellung eines Schutzrayons gegen Bergbau⸗ 
Unternehmungen für die Mineralquelle, genannt Kaiſerquelle in der Soos, in der 
Kataſtralgemeinde Rohr, im politiſchen Bezirke Eger. 

17. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 4. April 1878, 
3. 19.362, betreffend die zwiſchen dem Auſſiger und Leitmeritzer Bezirksausſchuſſe 
vereinbarten Aenderungen in den Mauthverhältniſſen beider Bezirke. 

18. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 4. April 1878, 
3. 19.363, betreffend die Bemauthung der Reyſchitz⸗Jabkenitz⸗Mzeller Bezirksſtraße. 

19. Geſetz vom 24. April 1878, wirkſam für das Königreich Böhmen, 
betreffend die Ausſcheidung von Gemeinden aus dem Vertretungsgebiete Unhost und 
deren Vereinigung zu einem beſonderen Vertretungsgebiete mit dem Sitze der 
Bezirksvertretung in Kladno. 

20. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 29. April 
1878, 3. 24.324, betreffend die Errichtung eines Mauthſchrankens auf der Weg⸗ 
ſtädtler Verbindungsſtraße und der Zebuſer Bezirksſtraße in Radaun. 


21. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 30. April 
1878, Statth.⸗Z. 578, betreffend die Heimſendung der das Normalalter über⸗ 


ſchreitenden Findlinge und der ſchulpflichtigen Kinder im Wohlthatswege. 

22. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 3. Mai 1878, 
Z. 25.143, betreffend die Verlegung des Mauthſchrankens auf der Holitz⸗Mora⸗ 
waner Bezirksſtraße von Unter⸗Rowen nach Holitz. 

23. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 3. Mai 1878, 
3. 25.144, betreffend die Bemauthung der Neiſſebrücke bei Ketten. 

224. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 20. Mai 1878, 
Z. 28.647, über die Verlegung des k. k. Polizeicommiſſariates aus der königl. 
Bergſtadt Wysehrad in die königl. Weinberggemeinde und über die mit der 
Aetivirung dieſes Commiſſariates zuſammenhängenden Aenderungen in den Rayons 
der k. k. Polizeicommiſſariate der oberen Neuſtadt Prags und in Karolinenthal. 

25. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 23. Mai 1878, 

8. 29.627, über die im Jahre 1878 zu leiſtende Vergütung für die Einlieferung 
von Maikäfern uiid Engerlingen. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für die Markgrafſchaft 
. Mähren. 3878. 

N V. Stück. Ausgeg am 17. April. 

8. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 28. Februar 1878, 
betreffend die Benennung der im Gerichtsbezirke Gewitſch liegenden Ortſchaft 
Brezinka in ſlavi cher Sprache. 

9. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 20. März 1878, 
betreffend die Bemeſſung der täglichen Taxe für die Pflege und den Unterhalt 
der Kranken in den öffentlichen Spitälern in Dalmatien für das Jahr 1878. 

10. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 30. März 1878, 
betreffend die Bemeſſung der Verpflegstaxe in der Landes⸗Irrenanſtalt zu 
Klagenfurt. 

VI. Stück. Ausgeg am 30. April. 

11. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 14. April 1878, 
betreffend die Inſtruction für die Uebergabe und Uebernahme der Bezirksſtraßen⸗ 
Verwaltung feitens der Bezirksſtraßen⸗Ausſchüſſe. 

i VII. Stück. Ausgeg. am 27. Mai. 

12. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 11. April 1878, 
betreffend die techniſche Praxis der Bewerber um das Befugniß eines Civil⸗ 
Geometers. 

13. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 11. April 1878, 
betreffend die Erhöhung der Verpflegsgebühr im allgemeinen öffentlichen Kranken⸗ 
hauſe zu Schärding. 

14. Kundmachung des k. k. Statkhakters in Mähren vom 18. April 1878, 
betreffend die Aetivirung einer Faßgichſtelle in Roſſitz anſtatt jener in Eibenſchitz. 

15. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 25. April 1878, 
betreffend die Erklärung des Gemeinde⸗Krankenhauſes in Vucovär für ein allge⸗ 
meines öffentliches Krankenhaus. 

16. Kundmachung des mähriſchen Landes⸗Ausſchuſſes vom 30. April 1878, 
betreffend das Reſultat der 45. Verloſung mährifcher Grundentlaſtungs⸗Obligationen. 

17. Kundmachung des mähriſchen Landes⸗Ausſchuſſes vom 1. Mai 1878, 
betreffend das Reſultat der 11. Verloſung mähr. Propinations⸗Ablöſungfonds⸗ 
Obligationen. a 

18. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 4. Mai 1878, 
betreffend die Verleihung des Befugniſſes eines Civil⸗Ingenieurs. 

19. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 10. Mai 1878, 
über die Behörden, beziehungsweiſe Beamten, welche im Königreiche Preußen 
zur Ausſtellung von Leichenpäſſen berechtigt find. 


Geſetze und Verordnungsblatt für das Kronland Herzogthum 
Ober- und Niederfchlefien. 183%. 
VII. Stück. Ausgeg. am 20. April. 

14. Kundmachung des k. k. Landespräfidenten für Schleſien vom 19. März 
1878, 3. 2326, betreffend die Bemeſſung der täglichen Taxe für die Pflege und 
den Unterhalt der Kranken in den öffentlichen Spitälern Dalmatiens pro 1878. 

15. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 26. März 
1878, Z. 2383, in Betreff der Einhebung der Weg⸗ und Brücken⸗Mauthgebühren 
auf mehreren Bezirksſtraßen im politiſchen Bezirke Freiwaldau. 

16. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 27. März 
1878, Z. 1350, betreffend die fernere Bemauthung der Bezirksſtraße von Würben⸗ 
thal über Gabel und Waldenburg nach Thomas dorf N 

17. Kundmachung des k. k. Landespräfidenten für Schleſien vom 30, März 


1878, Z. 2582, betreffend die Erhöhung der Verpflegstaxe in der Landes⸗Irren⸗ 
anſtalt zu Klagenfurt. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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VIII. Stück. Ausgeg. am 21. Mai. 3 
18. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schlefien vom 12. April 
| 1878, Z. 3014, betreffend die Erhöhung der Verpflegsgebühr im dem allgemeinen 


| 


öffentlichen Krankenhauſe in Schärding. 

19. Kundmachung des k. k. Landespräfidenten für Schleſien vom 19. April 
1878, Z. 2943, in Betreff der Einhebung der Wegmauthgebühren auf der von 
Würbenthal über Karlsbrunn und Klein⸗Mohran bis an die mähriſche Landes⸗ 
grenze führenden Bezirksſtraße. 

20. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 25. April 
1878, Z. 3343, betreffend die Erhöhung des Gemein de⸗Krankenhauſes in Vukovär 
zu einem allgemeinen öffentlichen Krankenhauſe. 3 

21. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 10. Mai 
1878, 3. 3836, betreffend die Ausſcheidung einiger Mitglieder des Gewerbe⸗ 
gerichtes in Bielitz und die Neuwahl von Mitgliedern dieſes Gerichtes. 

IX. Stück. Ausgeg. am 5. Juni. 

22. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 16. Mai 
1878, Z. 3930, betreffend die von dem ſchleſiſchen Landesausſchuſſe feſtgeſetzten 
Prämien für die Erlegung von Raubthieren im Kronlande Schleſien. 

23. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Schleſien vom 30. Mai 
1878, Z. 4397, betreffend die zeitweilige Einſtellung der Amtsthätigkeit des k. k. 
Aichamtes Freiwaldau. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Königreich Galizien 
und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume Krakau. 1828. 
VII. Stück. Ausgeg. am 2. Mai. 

35. Geſetz vom 13. April 1878, wirkſam im Königreiche Galizien und 
Lodomerien mit dem Großherzogthume Krakau, betreffend die Befreiung der 
Bezüge der autonomen Functionäre und Beamten von der Entrichtung der 
Grundentlaſtungsfonds⸗, der Landes⸗ und Bezirks⸗Steuerzuſchläge. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 28. Mai. 

36. Kundmachung des k. k. Statthaltereipräſidiums vom 12. Mai 1878, 
3. 3024/Pr., womit die Verordnung des h. k. k. Juſtiz⸗Miniſteriums vom 
29. Jänner 1878, betreffend Aenderungen in der bisherigen Abgrenzung mehrerer 
Bez irksgerichts⸗ und Gerichtshofsſprengel verlautbart wird. 

37. Kundmachung des k. k. Statthaltereipräſidiums vom 30. April 1878, 
8. 3024/Pr., betreffend einige Aenderungen in der bisherigen Abgrenzung der 
politiſchen Bezirke des Königreiches Galizien. 

38. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 26. April 1878, Z. 20.735, 
betreffend die der Gemeinde Buczaez ertheilte Bewilligung zur Einhebung eines 
Gemeindezuſchlages zu der Verzehrungsſteuer von Fleiſch und Wein. 

IX. Stück. Ausgeg. am 12. Juni. 

39. Kundmachung der k. k. Statthalterei vom 22. Mai 1878, Z. 25.854, 
betreffend die Errichtung einer gewöhnlichen Schubſtation in Neu⸗Wisnicz, 
Bochniaer Bezirkes. 


— — u — —— ̃ ́ ͤ—vñ— —ů— —Dh————ůꝛů—ßꝛ—ñ — 


X. Stück. Ausgeg. am 27. Juni. 5 

40. Kundmachung des k. k. Statthaltereipräſidiums vom 14. Juni 1878, 

3. 4209 Pr., betreffend einige Aenderungen in der bisherigen Abgrenzung der 
gerichtlichen und politiſchen Bezirke des Königreiches Galizien. 


Perſonalie n. 

Seine Majeſtät haben dem Gectionsrathe im Reichs⸗Finanzminiſterium 
Franz Bitter den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Handelsminiſterium 
Joſef Fellner Ritter v. Feldegg anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den 
Titel und Charakter eines Sectionsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Finanzbezirksdirector Joſef 
Jariſch anläßlich deſſen Penſionirung die Allerh. Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeftät haben dem Stadtarzte Dr. Maximilian Ru zi ez ka zu 
Ledes in Böhmen das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Minifterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Stadtarmenarzt Dr. Franz Kiemann zum Primararzte in der Krankenanſtalt 
„Rudolf⸗Stiftung“ ernannt. 8 

Der Finanzminiſter hat den Controlor des Gefällamtes in Prag Ferdi⸗ 

| nand Danzer zum Director desſelben Amtes ernannt. 


Erledigungen. 

Kanzliſtenſtelle bei dem Finanz⸗Landesökonomate in Wien iu der eilften 
Rangsclaſſe, bis 20. Jänner 1879. (Amtsbl. Nr. 297.) 

Kanzleiofficialsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Kanzliſten⸗ 
ſtelle in der eilften Rangselaſſe bei den Finanzbehörden in Niederöſterreich, bis 
Mitte Jänner 1879. (Amtsbl. Nr. 297.) 

Finanzwache⸗Obercommiſſärsſtelle der neunten, eventuell eine Finanzwach⸗ 
Commiſſärsſtelle der zehnten Rangsclaſſe in Oberöſterreich, bis Mitte Jänner 
1879. (Amtsbl. Nr. 298) 
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